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Finanzamt verhängt Bußgeld gegen Personalrat

aus Bottrop und Kirchhellen

Die Kleinen
fängt man . . .

Wer kennt ihn nicht, den alljährlichen Papierkrieg um
den Lohnsteuerjahresausgleich! Man will dem Staat kein
Geld schenken, außerdem ist die Steuerrückzahlung für
viele schon ein fest eingeplantes Sümmchen, z . B . für den
Urlaub. Allerdings tun sich die meisten Menschen mit
dem Amtsdeutsch auf den Formularen schwer .

Da freut man sich, wenn ein guter Kollege hilfreich zur
Seite steht und beim Ausfüllen hilft .

Solch ein Kollege ist
auch der Personalrat Her-
mann Bode. Genau wie an-
dere Personalräte hilft er
seinen Kolleginnen und
Kollegen von der Stadtver-
waltung, damit sie sich
beim Staat die Steuern zu-
rückholen können, die sie
zuviel

	

gezahlt

	

haben.

Selbstverständlich nimmt
er kein Geld dafür .
Nun aber flatterte dem

Kollegen ein Bußgeldbe-
scheid über 300 DM vom
Finanzamt ins Haus .
Durch seine „geschäftsmä-
ßige Hilfe in Steuersachen"
habe er gegen die „Vor-

schriften des Steuerbera-
tungsgesetzes" verstoßen,
heißt es . Mindestens 31 An-
träge habe Hermann Bose
ausgefüllt. Das hat man
herausgefunden, indem
man die Handschriften auf
den Formularen verglichen
hat! Nun wissen wir end-
lich, warum die Finanzbe-
hörde nicht gegen die Wirt-
schaftskriminalität zu Fel-
de ziehen kann, die jähr-
lich 40 Milliarden DM
Schaden anrichtet: Die Be-
amten sind damit ausgela-
stet, Handschriften zu ver-
gleichen . Sie müssen ja
herausfinden, ob nicht ein
Arbeiter einem anderen
Arbeiter dabei hilft, das
Geld zu bekommen, das
ihm zusteht .

Das Gesetz, auf das sich
das Finanzamt beruft, hat
übrigens eine interessante
Geschichte. Es wurde er-
lassen, nachdem die Nazis
den jüdischen Rechtsan-
wälten Berufsverbot erteilt
hatten . Es sollte den Juden
die Möglichkeit nehmen,
auf andere Weise ihren Le-
bensunterhalt zu verdie-
nen.

Stadtgarten und Overbeckshof :

Unter Denkmalschutz!
Jetzt haben wir es schwarz auf weiß : Der Hauptbau und der Pferdestall des Over-
beckshofes sowie der größte Teil des Stadtgartens sind denkmalschutzwürdig . Dies
stellte das Landesamt für Denkmalpflege in zwei ausführlichen Gutachten fest . Wei-
ter heißt es : „ . . . alle weiteren Überlegungen . . . zum Umbau und Erweiterung (kön-
nen) erst nach erfolgter Eintragung in die Denkmalliste der Stadt Bottrop erfolgen ."
Nach dieser Aussage dürften die Hotelpläne von SPD und Bewerber Wischermann in
immer weitere Fernen entschwinden . Noch können sich die Hotelbefürworter mit
dieser Tatsache allerdings nicht abfinden : Das Gutachten stammt vom 5 . Dezember
1985, und bis heute ist nichts geschehen . Die DKP fordert: Die Stadt soll den Over-
beckshof endlich zum Denkmal erklären und dann eine öffentliche Ausschreibung
vornehmen. Es gibt sicher genug Interessenten, die den Hof vernünftig gestalten kön-
nen, ohne ihn abzureißen oder zu verschandeln .

	

Martina Peukert (Tel .: 44040)

Kombibad im

Schöne Ferien
wünscht

die Redaktion !

Selbstbedienung im Rathaus
Das haben sich SPD und CDU in der letzten Ratssitzung
an Diätenerhöhungen zugeschustert :

Oberbürgermeister bisher : 1780,50 DM (monatlich)
jetzt 3 379,00 DM

Bürgermeister und
Fraktionsvorsitzende bisher 1030,50 DM

jetzt 1879,00 DM
Ratsmitglieder bisher 280,50 DM

jetzt 379,00 DM

Für die Erhöhung sprach Kurt Schmitz (SPD) : Das sei
nur eine maßvolle Anhebung, denn viele Jahre habe es
keine gegeben. Und in anderen Städten seien die Auf-
wandsentschädigungen höher als in Bottrop .
DKP-Fraktionsvorsitzender Siggi Rutz : „Die Erhöhung

der Aufwandsentschädigung ist politisch äußerst unan-
ständig und sozial ungerecht ." An SPD und CDU richtete
er die Frage: „Wozu brauchen Sie eigentlich höhere Diä-
ten? Niemand von Ihnen ist persönlich finanziell schlecht
gestellt . Jeder von Ihnen hat ein Einkommen, daß es mög-
lich macht, die geringsten finanziellen Belastungen des
Ehrenamtes Ratsmitglied zu tragen - ohne dabei den per-
sönlichen Lebensstandard einschränken zu müssen ."
Dem Oberbürgermeister, der zu den Bürgern mit hohem
Einkommen zu rechnen ist, warf er vor, sich zu „berei-
chern" . Von über 3000,- DM im Monat müssen im'norma-
len Leben zwei Familien ihren Lebensunterhalt bestrei-
ten. Der Oberbürgermeister zeigte sich von dem Vorwurf
getroffen und wies ihn zurück . Kommentar überflüssig .
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Mißbrauchte
Staatsmacht

Von Heinz Czymek
DKP-Ratsherr

Wer zu einem Bußgeld
verdonnert wird,, hat
meist etwas ausgefres-
sen. Wenn jedoch •e in
einfacher Arbeiter wie
Hermann Bode . . . . der
seinen Kollegen als Per-
sonalrat bei der Stadt-
verwaltung Bottrop und
als hilfsbereiter Kollege
bestens bekannt ist,
jetzt 300 DM „Bußgeld"
zahlen soll (siehe Auf-
macher auf Seite 1),
dann horcht man auf .
Kollege Bode hat et-

was getan, was seine
Kollegen als selbstlose,
kollegiale Hilfe empfin-
den. Er hat ihnen Tips
gegeben, wie sie zuviel
gezahlte Lohnsteuern
wieder zurückerstattet
bekomen können . Dafür
hätte Bode eigentlich ei-
nen Orden verdient .
Denn wer gibt denn
hierzulande eigentlich
noch guten Rat und an-
dere persönliche Hilfe
unentgeltlich?!

Ja, es gibt Betriebsrä-
te oder auch Kommuni-
sten, die ihren Kollegen
und Mitmenschen hel-
fen, sich im Dschungel

der Steuer- oder Sozial-
gesetzgebung besser zu-
rechtfinden . Ausgerech-
net einen von ihnen,
Hermann Bode, will
jetzt das Finanzamt mit
dem Bußgeldbescheid
dazu verdonnern, sei-
nen Kollegen . nicht
mehr zu helfen .'
Warum wird ein Stück

Lebenshilfe mit Buß-
geld geahndet? Hier
stempelt das Finanzamt
den Gärtner zum Bock!
Hier wird Staatsmacht
in bedenklicher Weise
mißbraucht. Möchte das
Finanzamt etwa, daß
dreißig Arbeiter künftig
keinen Antrag mehr auf
Steuerrückerstattung
stellen?
Ich meine: Das Fi-

nanzamt wäre gut bera-
ten, dieses Bußgeld zu-
rückzunehmen . Die
übereifrigen Beamten
sollten ihre Aufmerk-
samkeit künftig lieber
den großen Steuerhin-
terziehern widmen, an-
statt kleine Leute zu
verfolgen, die ihren Mit-
menschen lediglich Le-
benshilfe leisten .

DKP-Bürgerberatung
dienstags 17 Uhr,

DKP-Zentrum, Gladbecker Straße 83

Sie kennt die Probleme der
Arbeiterfamilien aus ihrem
eigenen Leben . Das unter-
scheidet sie von den Kandi-
daten der anderen Par-
teien. Dieser Unterschied
ist sehr wichtig- Denn die
anderen verstehen von den
wirklichen Problemen der
Arbeiterfamilien oft nur so
viel wie die Kuh vom Tan-
zen. Und das ist bekannt-
lich sehr wenig .
Der zweite Grund liegt

darin, daß die FRIEDENS-
LISTE ein richtiges und
vernünftiges Wahlpro-
gramm hat. Die Hauptrolle
spielten darin die Forde-
rung nach Rüstungsstopp,
damit Gelder für die vielen
sozialen Aufgaben freige-
macht werden. Und damit
wirklich etwas gegen die
Arbeitslosigkeit von Millio-
nen Menschen getan wird :
durch staatliche Beschäfti-
gungsprogramme . Und
Lehrstellen für die Jugend

Friedensliste :

Irmgard Bobrzik
für den Bundestag

Zur Bundestagswahl am 25 . Januar 1987 tritt die FRIE-
DENSLISTE wieder an. Das ist ein Bündnis von Parteilo-
sen, Christen, Kommunisten, das eine neue Regierung in
Bonn will und eine neue Politik . 'Die Bottroper DKP-
Ratsfrau Irmgard Bobrzik kandidiert für die FRIEDENS-
LISTE. Und das mit guten Gründen .
Der erste Grund liegt in geschaffen werden, unsere

ihrer Person selber . Irm- Umwelt geschützt wird.
gard Bobrzik ist mit Herz Der dritte Grund, wes-
und Verstand Arbeiterin . halb die FRIEDENSLISTE

kandidiert, ist: CDU/CSU
und FDP in Bonn müssen
raus aus der Regierung . Ei-
ne neue Regierung heißt
aber noch nicht automa-
tisch eine neue Politik . Und
manches ist bei SPD und
Grünen, von denen eine
neue Politik im Bundestag
einzufordern ist, eben bis
jetzt noch keine neue Poli-
tik.
Deshalb will die FRIE-

DENSLISTE für einen
Wahlkampf sorgen, in dem
SPD und Grüne unter
Druck ihrer möglichen
Wähler geraten. Für die
SPD muß der Spielraum,
sich auch nur irgendwie an
die CDU anzupassen, ganz
klein gemacht werden . Für
die Grünen muß klarer
werden, daß sie vor allem
zum Thema Arbeitsplätze
noch keine überzeugende
Politik machen .

Michael Gerber
(Tel . : 9 62 27 )

„Ein Frauenbericht wäre nötig"
Am 15. April 1986 hat die Gleichstellungsbeauftragte der
Stadt Bottrop, Frau Christel Hülsmann, ihre Arbeit im
Rathaus aufgenommen . Die NOTIZEN befragten sie zu
ihrer Tätigkeit.
NOTIZEN : Worin besteht

eigentlich Ihre Arbeit?
C. Hülsmann : Offiziell

bin ich für das „Aufarbei-
ten frauenspezifischer Pro-
bleme" in der Stadt zustän-
dig, und das ist ein breites
Feld. So bin ich z . B. zur
Zeit dabei, Kontakte zu
knüpfen zu Frauenverbän-
den, Initiativen, Parteien
und Gewerkschaften usw .
Außerdem führe ich auch
Sprechstunden durch . Al-
lein dort bearbeite ich im
Moment fast 20 Fälle zu
verschiedenen Problembe-
reichen .
NOTIZEN : Mit welchen

Problemen kommen die
Frauen in die Sprechstun-
de?
C. Hülsmann : Da geht es

unter anderem um Fragen

zum Erziehungsgeld, zum
Anspruch auf Unterhalt
nach einer Scheidung oder
Fragen zur Arbeitsmarktsi-
tuation. Es kommen Mäd-
chen, die eine Lehrstelle
suchen, und zwar nicht als
Friseurin oder Verkäufe-
rin. Aber es kommen auch
Frauen zu mir, die neu in
Bottrop sind und einfach
wissen wollen, welche
Frauengruppen es hier
gibt .
NOTIZEN : Was sehen

Sie als das dringendste
Problem für die Bottroper
Frauen an?
C. Hülsmann : In Bottrop

gibt es viel zu wenige
Frauenarbeitsplätze . Da-
durch haben wir hier auch
einen hohen Anteil an „un-
geschützten

	

Arbeitsver-

hältnissen" - d. h., Frauen
arbeiten stundenweise oh-
ne Renten-, Arbeitslosen-
oder Krankenversiche-
rung, in Privathaushalten,
der Gastronomie und vor
allem bei- Reinigungsfir-
men. Diese Tendenz wird
noch verstärkt, wenn die
Privatisierung im öffentli-
chen Dienst um sich greift .

NOTIZEN: Welche Pläne
haben Sie für die Zukunft
in Ihrer Arbeit?

C . Hülsmann : Ich habe
viele Wünsche, die sich
aber zum Teil schwer reali-
sieren lassen, weil ich al-
lein arbeite. Ich halte es z .
B. für dringend notwendig,
einen Frauenbericht für
Bottrop zu erstellen. Erst
wenn man darüber Infor-
mationen hat, kann man
auch konkrete Maßnah-
men wie z. B. Frauenför-
derpläne entwickeln .

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Christel Hülsmann

Sprechstunden :
Montags 14 .00-17 .00 Uhr
Mittwochs 9 .00-12 .00 Uhr
im Rathaus, Zimmer 17 .
Telefon : 247-510
Beratungen sind auch zu
jeder anderen Zeit nach te-
lefonischer Vereinbarung
möglich .

Notizen
aus

dem Rat
Beim Gespräch des
Hauptausschusses mit
Dr. Klätte vom RWE-
Vorstand verkündete
OB Wilczok voller Stolz :
„Der Rat hat es auch im
letzten Jahr abgelehnt,
mir Weisungen für das
RWE zu erteilen ." Kon-
terte DKP-Fraktions-
vorsitzender Siggi Rutz :
„Das war wohl das letz-
te Mal!" Darauf Wilczok :
„Herr Rutz, Sie werden
auch mit SPD-Bezirks-
beschlüssen in der Bot-
troper SPD nichts än-
dern." Wilczok meinte
die SPD-Beschlüsse
zum Ausstieg aus der
Kernenergie. Und was
meint die Bottroper
SPD zu Wilczok?

•

	

*
Das ist neu: Erich

Backhaus (SPD) machte
einen Vorschlag zur Fi-
nanzierung eines neuen
Theaters . VHS und
Stadtbücherei sollen ins
alte Jungengymnasium
ziehen. Die freiwerden-
den Grundstücke - so
Backhaus - könnte man
dann an C & A verkau-
fen und mit dem Erlös
den Eigenanteil der
Stadt an den Kosten für
ein neues Theater be-
streiten. Das Neue an
der Sache ist nicht der
vorgeschlagene Grund-
stücksverkauf . Neu ist
lediglich, daß der Erlös
dann erstmalig sinnvoll
angelegt würde .

•

	

* *
Der Not gehorchend,

werden Theaterfahrten
in umliegende Städte
von der Stadt bezu-
schußt. Dies fand die
Mißbilligung von Paul
Duffke (SPD): Er mein-
te, dann könne er ja
auch einen Zuschuß for-
dern, wenn er zum Fuß-
ball nach Schalke fährt .

•

	

* *
Auf die DKP-Proteste

gegen die Gebührener-
höhung im Saalbau sag-
te Kurt Schmitz (SPD) :
„Wir machen das jetzt .
Und wenn's falsch ist,
korrigieren wir das spä-
ter!" Wir kommen drauf
zurück!
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Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Kohle kann Kernkraft ersetzen

Als die Bottroper Zeche Möller-Rheinbaben am 30 . März
1967 stillgelegt wurde und damit 2866 Arbeitsplätze ver-
schwanden, war das die 63. Zeche, die seit 1957 dichtge-
macht wurde. Inzwischen sind es. 106 geworden mit
162000 Arbeitsplätzen. Ein Ende ist nicht in Sicht, denn
allein die RAG wird in den nächsten fünf Jahren weitere
vier bis fünf Zechen schließen .

Die ganze Zeit über war
immer von Kohlevorrang
die Rede. Tatsächlich aber
gab es Vorrang für die
Kernenergie . Wenn jetzt
außer der CDU/CSU alle
den Ausstieg aus der Kern-
energie wollen, muß das ei-
ne Chance für die Kohle
werden . 150 000 Arbeits-
plätze könnten neu ge-
schaffen werden, wenn die
Kohle mit 20 Millionen
Tonnen zusätzlich im Jahr
den Kernenergiestrom er-
setzen würde . Für 20 000
Jugendliche könnten gute

Der Ausstieg

ist möglich!

Umweltkosten oder Atomfehlplanung?

Das RWE begründete die
Erhöhung für Haushalte
und Kleingewerbe erneut
mit den Umweltschutzko-
sten für saubere Kohle-
kraftwerke. Aber alleine

Ausbildungsplätze geschaf-
fen werden .

Der Einwand, die einhei-
mische Kohle sei zu teuer,
ist falsch. Denn was für
uns zu teuer ist, das ist die
Massenarbeitslosigkeit . Je-
der Arbeitslose kostet den
Staat und die Sozialversi-
cherung jährlich 24000
DM. Wenn Jugendliche kei-
ne Lehrstelle bekommen,
kostet sie das ihre Zukunft .
Und eine Gesellschaft, die
ihrer Jugend keine sichere
Zukunft bieten kann, geht
auf die Dauer kaputt.

Bei der Hallo-U-Wagen-Sendung von Carmen Thomas
im WDR haben sie durch Abwesenheit geglänzt, jetzt sind
sie wieder zur Stelle. Die RWE-Bosse hatten bei der
Landesregierung eine neue Preiserhöhung von 4,9 Pro-
zent beantragt . Der zuständige Minister Jochimsen hat
2,6 Prozent genehmigt. Er warf dem RWE vor, hinter Um-
weltkosten Gewinne zu verstecken .

die Preiserhöhung vom 1 .
7. 1985 um rund 6 Prozent
bringt bis 1990 die gesam-
ten Umweltkosten wieder
rein. Seit 1980 sind die
RWE-Preise für Haushalte

Deshalb fordert die DKP
ein nationales Beschäfti-
gungsprogramm, in dem
der Staat Gelder bereit-
stellt, damit Kohlekraft-
werke gebaut werden kön-
nen. Für den Aufbau der
Kernenergie und damit
verbunden die Vernichtung
der Arbeitsplätze im Berg-
bau - hat der Staat in der
Vergangenheit über 50 Mil-
liarden DM zur Verfügung
gestellt. Das ging. Warum
soll es jetzt nicht gehen, ge-
nausoviel Geld für die
Schaffung von Arbeitsplät-
zen bereitzustellen? Die
derzeitige Regierung in
Bonn will das nicht. Des-
halb muß sie weg .

Hans-Peter Krones
(Tel . 5 12 52)

Eine technische Höchstleistung vollbringen die Arbeiter, Ingenieure und Techniker,
die z. Z. auf der Schachtanlage Prosper einen 3,5 km langen Schrägschacht bauen .
Davon konnte sich die DKP-Ratsfraktion bei einem Besuch vor Ort überzeugen. Der
Schrägschacht beweist: Die Förderung von Kohle kann durch moderne Technologie
erheblich gesteigert werden . Beim Ausstieg aus der Kernenergie könnte die Kohle
die entscheidende Rolle spielen. Technisch wäre es kein Problem, die notwendigen
Mengen an zusätzlicher Kohle zu fördern.

RWE erhöht wieder :
und Kleingewerbe mit der
Erhöhung vom Sommer '86
um 47 Prozent gestiegen!

Seit 1980 hat aber auch
der Atomstrom beim RWE
immens zugenommen. 1980
kam noch nicht einmal 10
Prozent RWE-Strom aus
Atomkraftwerken, jetzt
sind es bald 30 Prozent. Je
mehr Atomstrom - desto
höher die Preise. Ist das
Zufall?

Durch Ratsbeschluß :

Zerstörung

des Boytais
Die Sache war eigentlich schon vorher klar und der Rats-
beschluß nur noch eine formelle Angelegenheit : das Ge-
werbegebiet Boytal hat nun endgültig grünes Licht be-
kommen .

An den Positionen hat
sich nichts verändert. Auf
der einen Seite die Boyer
Bürgerschaft, die DKP und
GAL mit vernünftigen Ar-
gumenten. Auf der anderen
Seite SPD und CDU - ohne
Argumente, aber mit der
politischen Macht ausge-
stattet, die sie einmal mehr
gegen den erklärten Willen
der Bürgerschaft ausspiel-
ten .
Von der CDU sind wir ei-

ne solche Haltung ja ge-
wohnt, aber von den Sozial-
demokraten hätte man die-
se Borniertheit nicht unbe-
dingt erwartet . Aber offen-
bar schert sich die Bottro-
per SPD nicht darum,
- daß die Stadt kein Geld
hat für solch ein teures urid
überflüssiges Projekt;

RWE hat gewaltige Über-
kapazitäten. Der Stromrie-
se kann alle Atomkraftwer-
ke abschalten und mit Koh-
le- und Wasserkraftwerken
alle Kunden trotzdem si-
cher mit Strom beliefern!
Unabhängig von der Si-

cherheit der Atomkraft-
werke: für die RWE-Kun-
den würde sich ein Ab-
schalten und ein Baustopp
bei Atomkraftwerken gün-
stig im Portemonnaie be-
merkbar machen .

Norbert Schäfers
(Tel. 2 88 36)
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- daß noch gar nicht sicher
ist, ob sich auf der zerstör-
ten Grünfläche auch wirk-
lich Betriebe ansiedeln ;
- daß die SPD-Landesre-
gierung davor gewarnt hat,
noch mehr Grünflächen für
Gewerbe zu nutzen ;
- daß große Teile ihrer ei-
genen Mitgliedschaft dage-
gen sind .
Wer sich derartig über al-

le Vernunft und vor allem
über den Willen der Bevöl-
kerung hinwegsetzt, han-
delt verantwortungslos und
undemokratisch . Die Bür-
ger werden diese Erkennt-
nis bis zur nächsten Kom-
munalwahl nicht vergessen
haben .

Heinz Czymek
(Tel. 41170)

Fakten!
Im Jahr 1985 hat die
Stadt Bottrop 17 200 qm
Gewerbefläche ver-
kauft .
Dabei siedelte sich

kein auswärtiger Be-
trieb an. Die Firmen,
die innerhalb Bottrops
umzogen, hatten bereits
Beschäftigte .

Fazit der ganzen
Transaktion : drei (!) neu
geschaffene Arbeitsplät-
ze .

Beispielhaft ist die Altbaurenovierung in der Straße
„Am Venn" im Eigen .





Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Stadtkämmerer Dr .
Thormann ließ es verlau-
ten: Im Revierpark Vonder-
ort sei eventuell mit der
Einrichtung eines Kombi-
bades (kombiniertes Frei-
und Hallenbad) zu rech-
nen .

Die DKP hat nichts dage-
gen. Doch bezweifeln wir,
daß damit wirklich das Be-
ste für das Angebot öffent-
licher Bäder in Bottrop ge-

Über Gedanken nach der
Fußballweltmeisterschaft
sprachen die NOTIZEN mit
Siggi Gaszt, Schiedsrich-
ter, und Hans Namyslo,
Obmann, Mitglied im
Sportausschuß des Rates
der Stadt .

Notizen : Wie seht Ihr die
Auswirkungen der Fußball-
WM?

Siggi Gaszt: Es hat viele
schöne Spiele gegeben, die
eine Werbung für unseren

Kombibad im Revierpark?
tan würde. Denn unserer
Meinung nach ist es viel
sinnvoller, kleinere Bäder
in den Stadtteilen zu er-
richten, als ein sowieso
häufig überlastetes Groß-
bad wie das in Vonderort
noch stärkerem Besucher-
andrang auszusetzen .
Die DKP-Fraktion hat

seit Jahr und Tag den Vor-
schlag gemacht, im Volks-
park Batenbrock ein Korn-
bibad zu bauen .

Fußball nicht nur in Mexiko
Sport waren . Die Vizewelt-
meisterschaft bringt uns
ein wenig Auftrieb . Aber
man muß auf dem Teppich
bleiben .
Hans Namyslo: Ja, wenn

man z. B. einmal die Tatsa-
che nimmt, daß der DFB je-
dem Spieler insgesamt
120000 DM an Prämie
zahlt, obwohl der DFB bei
dieser WM über 1 Million
Minus gemacht hat - da
stimmen doch die Relatio-
nen nicht mehr.

Hans Namyslo (im Bild links) und Siggi Gaszt sind enga-
gierte Sportler und engagierte Kommunisten - auch für
den Sport

Fußballturnier
Ihr jährliches Fußball-

turnier für Freizeitmann-
schaften veranstaltet die
DKP-Ratsfraktion am 6 .
September (Feldturnier) ;
bisher haben sich 15 Mann-
schaften angemeldet ; am
18. und 19 . 10. das Hallen-
turnier mit bisher 18
Mannschaften. Für beide
Turniere gibt es wertvolle
Pokale und Sachpreise . An-
meldungen bei Hans Na-
myslo (Tel. 60920, Franz
Kemptner 91686 oder Fer-
di Kroll 42993) .

USA unterstützen Contras mit 1 Mrd . DM
Kurz nach Bewilligung einer 100-Mio .-Dollar-Hilfe

durch das US-Repräsentantenhaus am 26 . Juni berichtete
das amerikanische Wochenmagazin „Newsweek" von ei-
ner weiteren im CIA-Etat vorgesehenen 400-Mio .-Dollar-
Hilfe für die Contras .
Die US-Regierung geriet

durch diese Information in
ein doppeltes Zwielicht,
weil nur einen Tag nach
der Billigung der
100-Mio .-Dollar-Hilfe der
Internationale Gerichtshof
in Den Haag die USA we-
gen ihrer nicaraguafeindli-
chen Aktivitäten verurteilt
hat. Das Gericht sah die Fi-
nanzierung und Ausrü-
stung der Contras durch
die USA als einen Verstoß
gegen das Völkerrecht an.
Weitere Verstöße seien die

Verminung zweier nicara-
guanischer Häfen durch
die CIA im März 1984, so-
wie die Verletzung zweisei-
tiger Verträge zwischen Ni-
caragua und den USA
durch das amerikanische
Handelsembargo . Bezeich-
nenderweise hatte die ame-
rikanische Regierung
schon vor Prozeßbeginn er-
klärt, daß sie das Urteil des
international anerkannten
Gerichtshofes nicht aner-
kennen werde. Keine Wo-
che nach Verkündung des

Hier in Bottrop bekom-
men die Vereine für jedes
jugendliche Mitglied fürs
gesamte Jahr 6,- DM von
der Stadt .
Notizen: Wie ist denn die

Unterstützung durch die
Stadt zu bewerten?
Siggi Gaszt: Es hat sicher

eine Reihe von Verbesse-
rungen an Sportplätzen
und Hallen gegeben . Aber
immer mehr Bürger wollen
Sport treiben. Deswegen
brauchen wir noch mehr
Sporteinrichtungen .
Hans Namyslo : Uns geht

es ja nicht nur um den Lei-
stungssport . Natürlich
spielt die Leistung eine
Ralle . Aber für alle Sport-
ler, ob sie nun Fußball be-
treiben, ob sie einem Ver-
ein angehören, oder alleine
Waldlauf betreiben - für al-
le gilt : sie betreiben Sport
aus Freude an der körperli-
chen Tätigkeit, am kame-
radschaftlichen Kräftemes-
sen, sie tun etwas für Ge-
sundheit und Abhärtung,
und auch die Kontakte un-
tereinander und die Gesel-
ligkeit spielen eine große
Rolle .
Deswegen muß die Stadt

,dafür sorgen, daß alle, die
Sport treiben wollen das
auch können . Sie mini den
Sport noch mehr fördern!

Neulich im Rathaus
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Gerichtsurteils verübten
Ronald Reagans „Freiheits-
kämpfer" im Norden Nica-
raguas auf einen vollbe-
setzten Lkw einen An-
schlag. Das Resultat: 12
Kinder, 12 Frauen und acht
Männer mußten ihr Leben
lassen. Dies ist nur eines
von zahllosen Beispielen
ihrer grausamen Strategie .
Doch weder der Druck

der US-Wirtschaft noch der
Staatsterrorismus der USA
werden die Errungenschaf-
ten der Revolution rück-
gängig machen können . Ni-
caragua wird auch weiter-
hin für die Revolution
kämpfen!

	

Dolly Schröer
(Tel . 2 54 05)

Oberstadtdirektor Bernd Schürmann, Klaus Strehl
(MdL) und Stadtdirektor Norbert Wallmann bei der
vorletzten Planungsausschußsitzung





Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Die Altölverbrennung am Bottroper Stadtrand steht zur
Entscheidung an. Grünes Licht gibt zumindest NRWs
Umweltminister Matthiessen. Eine Gesundheitsstörung
der Bevölkerung sei durch die Anlage nicht zu be-
fürchten, behauptet der Minister . Er beruft sich auf ein
Gutachten, das aber von der - ihm unterstellten - Lan-
desanstalt für Immissionsschutz erstellt wurde .
Unabhängigkeit und

Glaubwürdigkeit dieser
Studie wird von vielen Bür-
gern zu Recht bezweifelt.
Sie wehren sich weiter ge-
gen den Bau der Verbren-
nungsanlage . Mit gutem
Grund, denn:
• die exakte Vorhersage
der Giftbelastung der Luft
(bei der Verbrennung von
Altöl vor allem Dioxin)
kann Experten nicht mög-
lich sein, denn eine Anlage
von dem geplanten Aus-
maß gibt es nicht .
•

	

Kleinste Schwankungen
in der Verbrennungstem-

peratur führen zur Entste-
hung von Dioxinen, die
schon in geringen Mengen
schwere gesundheitliche
Folgen haben. Unfälle und
Betriebsstörungen sind
von Experten nicht vorher-
sehbar.
• Jeder mit PCB-haltigen
Altölen beladener LKW
oder Bahnwaggon ist eine
Zeitbombe . Durch einen
Unfall in Brand geraten,
würden tödliche Mengen
Dioxin freigesetzt . Wie kal-
kulieren Experten dieses
Risiko in einer dichtbesie-
delten Region wie der un-
seren?

„Kommunales Kino"

Mit massiven Forderun-
gen bedrängt die Landesre-
gierung gegenwärtig sol-
che Städte wie Bottrop, die
ein Finanzminus in Millio-
nenhöhe haben . Die Lan-
desregierung fordert einen
noch schärferen Sparkurs
zu fahren . Personalausga-
ben und Sachausgaben sol-
len in Millionenbeträgen
eingespart werden . Dabei
pfeifen die Stadt schon auf
dem letzten Loch. Weitere
Sparmaßnahmen würden
nur noch tiefere Einschnit-
te ins „soziale Netz" mit
sich bringen und das Heer
der Arbeitslosen vergröße-
ren .
Neben der Peitsche be-

nutzt die Landesregierung
auch ein Zuckerbrot. Das
allerdings muß unserer
Stadt im Hglse stecken
bleiben. Denn höhere Lan-
deszuschüsse soll Bottrop
im nächsten Jahr bekom-

Zur großen Freude der Bottroper Jugendlichen haben die
Kinos 3 und 4 auf der Hochstraße offenbar einen neuen
Pächter gefunden. Doch das Thema „Kommunales Kino"
ist damit nicht vom Tisch .

Prämien für Stellenabbau
men, aber nur unter der
Bedingung, daß die Stadt
diese Beträge in wenigen
Jahren wieder selber ein-
spart.

Wie das geschehen soll,
darüber gibt es keine Zwei-

Jetzt sind gefragt : be-
sorgte Eltern, die um die
Gesundheit ihrer Kinder
bangen ; Anwohner, die
nicht mit dem Seveso-Gift
leben wollen ; Bottroper
Bürgerinitiativen, die
schon lange für die Verbes-
serung der Umwelt eintre-
ten .

Nehmen wir die Bottro-
per Politiker und ihre Esse-
ner Freunde in die Pflicht,
sich für eine bessere Le-
bensqualität in unserer
schon stark belasteten Re-
gion einzusetzen, und sich
gegen den Bau einer sol-
chen Giftschleuder auszu-
sprechen. Im Frühherbst
wird die Essener SPD auf
einem Sonderparteitag ih-
re Position zur Altölver-
brennung beschließen .

Laut Beschluß des Kul-
turausschusses soll es ein-
gerichtet werden - aller-
dings in der Aula des Al-
bers-Gymnasiums . Kosten-
punkt für die Errichtung :
40 000 DM. Es ist zu be-
fürchten, daß das Kommu-
nale Kino wenig Zulauf ha-
ben wird. Wer Filme sehen
will, setzt sich in der Regel
lieber in ein Kino als in ei-
ne Aula. Die DKP machte
den Vorschlag, daß die
Stadt mit dem neuen Kino-
pächter einen Vertrag ab-
schließen soll, nachdem
auch das Kommunale Kino
in den normalen Kinoräu-
men neben dem kommer-
ziellen Angebot laufen soll .
Eine billigere und erfolg-
reich Lösung - wie das Bei-
spiel Gladbeck zeigt .

fel, eine 12köpfige Spar-
kommission der Stadtver-
waltung hat solche Maß-
nahmen im Köcher wie :
Kostenbeteiligung der
Sportvereine an der Nut-
zung von Sportstätten, Ein-
schränkungen im Kultur-
angebot, Erhöhung der
Quadratmeterflächen für
die Putzfrauen, Privatisie-
rung im städtischen Bau-
hof und der Stadtgärtnerei .
Für die dabei abzuschaf-
fenden Arbeitsplätze will
die Landesregierung Prä-
mien zahlen. Diese Politik
ist weder sozial noch demo-
kratisch .

Unser Bild zeigt einige der Tausende von Schafen, die
in Seveso verendeten - infolge eines Unfalls, bei dem
Dioxin austrat.

Brinkmannsfeld
„Der Kindergarten

Brinkmannsfeld wird nun
doch nicht gebaut . Deswe-
gen sieht die DKP das vor-
liegende Paket nur als
zweitbeste Lösung an", er-
klärte DKP-Vertreter Nor-
bert Schäfers im Jugend-
wohlfahrtsausschuß . Der
Ausschuß beschlol} :

• im Wohngebiet Fühlen-
brock-Wald wird an der
Gorch-Fock Straße ein neu-
er Kindergarten gebaut,

• im Bereich Fühlen-
brock-Heide wird der Kin-
dergarten St . Ludgerus um
eine Gruppe erweitert,

• in Vonderort wird der
Kindergarten St . Suitbert
um eine Gruppe erweitert .

Die DKP hatte sich für
zwei neue Kindergärten,
Im Brinkmannsfeld und an
der Gorch-Fock-Straße,
ausgesprochen .

Supermärkte in Kirchhellen
Zwei weitere Supermärk-

te sollen in Kirchhellen an-
gesiedelt werden! Das will
zumindest die Verwaltung .
Geplant sind die Läden .je-
weils rechts und links .der
Hauptstraße, Ecke Bottro-
per Straße .

Diese Pläne wurden je-
doch ohne die Kirchhelle-
ner gemacht . In der Be-
zirksverwaltung Kirchhel-
len äußerten sich die Ver-
treter der Parteien skep-
tisch dazu. Auch in der von
der SPD einberufenen Bür-
gerversammlung wurde
vorwiegend sauer auf die
Pläne reagiert . Im wesent-
lichen sind es drei Gründe,
die zusammengetragen
wurden :
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• Sind prinzipiell über-
haupt weitere Supermärk-
te in Kirchhellen notwen-
dig? Bis jetzt gibt es schon
drei größere Lebensmittel-
läden .
• Ein- und Ausfahrten so-
wie Parkplätze würden den
Durchgangsverkehr er-
schweren und wären nur
durch eine komplizierte
Straßenführung möglich .
• Da sich die vorgesehe-
nen Bauflächen am Rand
des Ortskerns befinden,
wäre der Ortskern mit der
Errichtung der Supermärk-
te verbaut (versaut) . Der
Verwaltung ist vorzuwer-
fen: Sie hat falsch gehan-
delt und den Bürgerwillen
einfach übergangen .

Franz Meichsner

Es gibt Leute, die aus al-
ten Bunkern und den Pro-
blemen von Jugendbands
echten Profit scheffeln . Ei-
ne „Selbsthilfeorganisa-
tion" mietet z. B. den Bun-
ker am Eigener Markt an -
für 1,50 DM pro qm im Mo-
nat. Dann vermietet sie ei-
nen Proberaum von 20 qm
weiter an Jugendbands -
allerdings für 110,- plus35,-
DM Strom . Dazu müssen
die Jugendlichen noch 10,-
DM für einen Besucheraus-
weis bezahlen, sowie 25,-
DM für einen Schlüssel
zum Proberaum . Für Hei-
zung müssen sie selber sor-
gen. Die Jugendlichen, froh
daß sie ihrem lautstarken
Hobby überhaupt irgendwo
nachgehen können, zahlen .
Die SDAJ meint: Hier soll-
te das Jugendamt ein-
schreiten. Die Stadt sollte
die Bunker am Eigener
Markt und am Stinne$-
Platz anmieten und den
Musikern kostenlos oder
zu einem geringen Entgelt
zur Verfügung stellen .

Seveso: 10. Juli 1976

Bunker
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26 DM für den

Verkehr erdrückt Ebel und Lehmkuhle

Bürger wollen Entlastung

Im Ausschuß für Stadt-
planung wurden nun ver-
schiedene Varianten vorge-
stellt, mit denen eine Ver-
kehrsentlastung für die
Ebel und Lehmkuhle er-
reicht werden können : Aus-
bau der Polderstraße zwi-
schen Bahnhofstraße und
Friedrich-Ebert-Straße ;
Verlängerung des Sturms-
hofes bis Lichtenhorst; Bau
einer neuen Straße von
Lichtenhorst nach Klöck-
ner . Für alle Lösungen
müssen noch Bebauungs-
pläne aufgestellt werden,
alle Vorschläge zu realisie-
ren kostet einige Millionen .

Eigentlich sind Ebel- und Lehmkuhler Straße Wohn-
straßen. Doch weil man vor Jahren im Rathaus Bockmist
verzapft hat, fließt durch diese Straßen nun ein unerträg-
licher Verkehr - vor allem zum Gewerbegebiet Knippen-
burg und nach Klöckner . Wenn in Kürze mit der Verle-
gung des Hauptbahnhofes die Bahnhofstraße gesperrt
wird, kommt es noch schlimmer. Deshalb drängt die
DKP-Fraktion auf schnelle Lösungen .

Deshalb hat die DKP-Frak-
tion die Stadtverwaltung
aufgefordert, schnell die
planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zu schaffen .
Und von der SPD-Frak-

tion erwarten die Kommu-
nisten, daß sie bei den Etat-
beratungen im Spätherbst
auch bereit ist, die notwen-
digen Gelder zu beschlie-
ßen. Für die Bürger in Ebel
und Lehmkuhle hat die
DKP eine ausführliche In-
formationsschrift zu der
ganzen Problematik ver-
faßt .

Siggi Rutz
(Tel . : 2 8180)

Schade, daß sie zum Schulbeginn noch nicht fertig ist!
Gemeint ist die Verkehrsberuhigung an der Kraneburg-
straße. Aber die Pläne sind vorerst genehmigt . In Höhe
der Schule, des Kindergartens und der Altenwohnungen
wird die Straße um etwa die Hälfte verengt . Dies ge-
schieht durch drei etwa sieben Meter lange Erhöhungen
der Straßendecke und Anpflanzen von Bäumen (siehe
obenstehende Skizze). Damit werden hoffentlich die Au-
tofahrer gehindert, weiterhin mit überhöhter Geschwin-
digkeit zu fahren und die Straße als Abkürzung zu benut- .
zen!

Nein, das ist nicht der
Preis für ein Luxusapart-
ment in der bevorzugten
und ruhigen Wohnlage des
Essener Stadtteils Brede-
iey. Auch Düsseldorfs Kö-
nigsallee mit ihren teuren
Boutiquen ist hier nicht
gemeint .

An der Gladbecker Stra-
ße 145 steht das Gebäude,
dessen Wohn- und Mietbe-
dingur~gen es in sich ha-
ben. Uber einer Kneipe
werden hier von einem pri-
vaten Vermieter Zimmer
vermietet. Sie haben eine
durchschnittliche Größe
von 15 qm. Ausgestattet
sind sie mit Blechspinden
und Möbeln, die von der
letzten Sperrgutabfuhr zu
stammen scheinen. Wer-
den diese Zimmer von zwei
Personen bewohnt, was
häufig der Fall ist, so hat
jede Person 210-335 DM zu

Vor Ort schauten sich der Vorsitzende des Verkehrsaus-
schusses, Franz Meichsner, und Bezirksvertreterin Mar-
tina Peukert die Situation am Trapez an. Ältere Leute,
Gehbehinderte sowie Männer und Frauen mit Kinderwa-
gen oder Fahrrädern können den Fußgängertunnel am
ZOB nicht benutzen . Die meisten von ihnen überqueren
die Fahrbahn an dieser Stelle . Martina Peukert ; „Hier
muß dringend ein Fußgängerüberweg her, was technisch
ja auch machbar ist." Ein entsprechender Antrag ist be-
reits gestellt, und bisher sind schon 2500 Unterschriften
gesammelt!

' UHRTOU' .
„Solidarität e . V .", der

Verein zur Selbsthilfe, bie-
tet zusammen mit der
DKP-Ratsfraktion einen
tollen bunten Nachmittag .

Am Samstag, dem 30. Au-
gust 1986, geht's los nach
Mülheim, von dort aus
geht's per Schiff weiter
nach Kettwig und zurück .
Die preisgünstige Fahrt bei
guter Versorgung und duf-
ter Musik kostet für :

Erwachsene 20 Mark,
Mitglieder 15 Mark,
Kinder

	

15 Mark .

Karten gibt es beim Ver-
ein, im Vereinslokal
„Sternklause", Gladbecker
Straße 73a, im DKP-Zen-
trum, Gladbecker Straße 83
und bei der Vorsitzenden
Irmgard Bobrzik, Thoma-
straße 4, Telefon 62020 .

Der Verein bittet um
frühzeitige Anmeldung!

zahlen .Wer ein Zimmer al-
lein bewohnen möchte,
muß dafür 350 DM auf den
Tisch des Hauseigentü-
mers legen . In diesem
Mietpreis enthalten sind :
eine Dusche für ca . 12 bis
15 Personen und Küche so-
wie das zweimalige Er-

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

scheinen einer Putzfrau .
Doch schimmlige Badezim-
merwände, fehlende
Duschvorhänge, beschädig-
te WC-Wasserkästen und
Mülltonnen in der Küche
dürften ihr ebenso das Le-
ben erschweren wie den
dort Wohnenden .

Holtfortstraße:
Kein Verkauf

Die Mieter der Zechen-
häuser an der Holtfortstra-
ße/Kirchschemmsbach ha-
ben mal -wieder bewiesen,
daß es sich gelohnt hat, ge-
gen die Verkaufspläne der
Montangrundstücksgesell-
schaft Widerstand zu lei-
sten. Sowohl der Verkauf
der Häuser als auch die ge-
plante Innenbebauung sind
- auch mit Hilfe der DKP -
vom Tisch. Aber der Mie-
terrat hat weitergehende
Pläne: Auf einer Bürger-
versammlung wurde be-
schlossen, einen eingetra-
genen Verein zu gründen,
um rechtlich bessere Mög-
lichkeiten zu haben, die In-
teressen der Siedlung
durchzusetzen.

Erziehungsgeld
Genau 3924mal wurde beim Versorgungsamt Gelsen-
kirchen (das ist für Bottrop zuständig) bis Ende Juni
Erziehungsgeld beantragt .
Zur Erinnerung : ab 1. Januar 1986 kann Erziehungs-

geld von monatlich 600 Mark beantragt werden . Müt-
ter oder Väter können es mindestens ein halbes Jahr,
je nach Familieneinkommen bis zu einem Jahr, erhal-
ten. Die obengenannte Zahl der Anträge täuscht je-
doch auch heute nicht darüber hinweg : Das Erzie-
hungsgeld und der Erziehungsurlaub sind ein Köder
der CDU, berufstätige Frauen zur Aufgabe ihres Beru-
fes zu bringen. Geißler hat den hohen Anteil der Frau-
en, die nach dem Urlaub zu Hause bleiben, fest einkal-
kuliert. An den Bedingungen in unserem Land, Beruf
und Kinder unter einen Hut zu kriegen, hat sich nichts
geändert!

Trotz alledem, oder gerade deshalb : Nutzen Sie die
Rechte, die Sie haben! Stellen Sie sofort nach der Ge-
burt des Kindes den Antrag (bis acht Wochen nach der
Geburt möglich) . Zuständig ist das Versorgungsamt
Gelsenkirchen, Vattmannstr-Aße 2-8, Telefon (0209)
1631. Die Krankenkassen und das Standesamt halten
Formulare bereit. Auskünfte erteilen außerdem die
Versorgungsamtmitarbeiter in den Sprechstunden je-
den ersten Montag im Monat im Sozialamt, Böcken-
hoffstraße, von 8 .30 bis 12.00 Uhr.

Doris Rutz.
(Telefon 2 81 80)
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